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§7
Das Protokoll über die vorbereitende Verhandlung 

ist im Falle der Aussöhnung auch von den Parteien 
zu unterschreiben. Es soll in zusammenhängender Dar­
stellung das wesentliche Ergebnis der vorbereitenden 
Verhandlung und die von den Parteien übernommenen 
Verpflichtungen enthalten.

§ 8
Das Gericht kann innerhalb von drei Wochen die vor­

bereitende Verhandlung wiederholen, wenn nach dem 
Ergebnis der ersten Verhandlung begründete Aussicht 
auf eine Aussöhnung der Parteien besteht.

§ 9
(1) Ist eine Aussöhnung der Parteien gescheitert, so 

hat das Gericht schon in der vorbereitenden Verhand­
lung mit den Parteien und ihren Vertretern den Streit­
stoff zu erörtern, ihre Anträge, ihre rechtserheblichen 
Behauptungen und Gegenerklärungen sowie die Be­
weismittel festzustellen und ihnen erforderlichenfalls 
die Ergänzung ihres Vorbringens oder die Angabe von 
Beweismitteln aufzugeben.

(2) Das Gericht hat ferner die Parteien darüber zu 
belehren, welche Ansprüche gleichzeitig mit der Schei­
dungssache geltend zu machen sind oder mit ihr ver­
bunden werden können; es hat auch insoweit für die 
weitere Vorbereitung des Verfahrens Sorge zu tragen.

(3) Der Vorsitzende hat alle Anordnungen zu treffen, 
die erforderlich sind, damit der Rechtsstreit möglichst 
in einem Termin erledigt werden kann. Er kann die 
Ladung von Zeugen und Sachverständigen veranlassen, 
schriftliche Unterlagen beiziehen und Auskünfte ande­
rer Dienststellen einholen.

II.
Grundsätze des streitigen Verfahrens

§ 10
(1) Das Gericht hat den Termin zur streitigen Ver­

handlung nicht früher als drei Tage und nicht später 
als zwei Wochen nach der vorbereitenden Verhandlung 
durchzuführen.

(2) Zur streitigen Verhandlung ist das persönliche Er­
scheinen der Parteien anzuordnen, wenn nicht schwer­
wiegende Gründe entgegenstehen.

§ 11
(1) Das Gericht hat in Zusammenwirken mit den 

Parteien den Sachverhalt aufzuklären und zu diesem 
Zwecke alle für die Entscheidung erheblichen Umstände 
zu berücksichtigen. Es ist hierbei nicht an die Sachvor- 
träge und an die von den Parteien angegebenen Be­
weismittel gebunden. Es kann die Aufnahme von Be­
weisen anordnen und nach Anhören der Parteien auch 
solche Tatsachen berücksichtigen, die von ihnen nicht 
vorgebracht worden sind.

(2) Die Parteien sind berechtigt und verpflichtet, an 
der gründlichen und beschleunigten Aufklärung des 
Sachverhalts mitzuwirken.

§ 12
Die Verhandlungen und Beweisaufnahmen sind vor 

dem Prozeßgericht durchzuführen. Die Vernehmung 
von Zeugen und Parteien im Wege der Rechtshilfe ist 
nur dann zulässig, wenn infolge ernstlicher Krankheit, 
großen Zeitverlustes, besonders schwieriger Verkehrs­
verhältnisse oder aus ähnlichen schwerwiegenden

Gründen die Reise zum Prozeßgericht unzweckmäßig 
ist und dieses auf den unmittelbaren Eindruck der Be­
weisaufnahme verzichten kann.

§ 13
(1) In Ehesachen muß auch verhandelt und bei Aus­

spruch der Scheidung oder der Nichtigkeit der Ehe zu­
gleich entschieden werden über:

1. die Regelung der elterlichen Sorge für die Kinder,
2. den Unterhalt der Kinder und
3. soweit ein Antrag gestellt wird, über den Unterhalt 

eines Ehegatten für die Zeit nach der Eheschei­
dung.

Über den Unterhalt der Ehegatten und der Kinder 
ist auch dann neu zu entscheiden, wenn hierüber be­
reits eine frühere Entscheidung vorliegt oder ein Ver­
gleich geschlossen worden ist.

(2) Mit dem Verfahren in Ehesachen können außer­
dem verbunden werden:

h Vermögensansprüche der Ehegatten gegeneinander, 
die sich aus der Ehe ergeben;

2. die Regelung der Rechtsverhältnisse an der Ehe­
wohnung sowie hinsichtlich der Wohnungseinrich­
tung und des sonstigen Hausrates.

(3) Eine Klage auf Scheidung, Nichtigkeit der Ehe 
oder Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens 
einer Ehe kann im Wege der Widerklage erhoben wer­
den, wenn eine dieser Klagen anhängig ist. Jedoch 
kann eine Klage gleicher Art als Widerklage nicht er­
hoben werden. Ansprüche nach Abs. 1 Ziff. 3 und Abs. 2 
können in Ehesachen im Wege der Widerklage geltend 
gemacht werden.

§ 14
(1) Die Verhandlungen in Ehesachen sind öffentlich.
(2) Das Gericht kann die Öffentlichkeit ausschließen, 

wenn dies der Aufklärung des Sachverhalts oder der 
Aussöhnung der Parteien förderlich ist.

§ 15
Ergibt sich in der mündlichen Verhandlung einer 

Scheidungssache, daß begründete Aussicht auf Aussöh­
nung der Parteien besteht, so kann das Gericht die 
Aussetzung des Verfahrens anordnen. Die Aussetzung 
darf im Laufe des Verfahrens nur einmal und höch­
stens auf ein Jahr angeordnet werden.

§ 16
(1) Vergleich, Anerkenntnis und Verzicht sind nur 

insoweit zulässig, als diese Rechtshandlungen den 
Grundsätzen der Eheverordnung entsprechen und mit 
dem Sinn und Wesen des Verfahrens in Ehesachen ver­
einbar sind.

(2) Vergleich, Anerkenntnis und Verzicht bedürfen 
der Bestätigung durch das Gericht.

(3) Bestätigt das Gericht die Rechtshandlung, so ist 
das Verfahren insoweit durch Beschluß einzustellen.

§ 17
(1) Versäumnisurteile dürfen in Scheidungssachen 

nicht erlassen werden.
(2) Bleibt eine Partei im Termin zur mündlichen Ver­

handlung aus, so ist ein neuer Termin anzuberaumen, 
zu dem die ausgebliebene Partei zu laden ist.

(3) Erscheint der Kläger zum neuen Termin nicht, so 
ist auf Antrag des Verklagten das Verfahren durch Be­
schluß einzustellen. Mit der Einstellung endet die Wir-


